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Linkstreff soll geschlossen werden
Ehrenamtliche Mitarbeiter in Wedding wehren sich gegen LINKE-Pläne

Trübe Gesichter im Linkstreff Wedding. Der Beschluss des LINKE-Landesvorstands, das Kiez-
Zentrum zu schließen, sorgt für Empörung bei den Mitarbeitern der Einrichtung. Der Linkstreff in der 
Prinz-Eugen-Straße 11 engagiert sich im Kiez unter anderem bei der Hartz IV-, Migrations- und 
Mietberatung.

Die Mitarbeiter sind ehrenamtlich tätig. Um so absurder erscheint ihnen die Begründung des 
Landesvorstandes, wonach der Linkstreff aus finanziellen Gründen geschlossen werde. Werner 
Schulten von der LINKE-Landesarbeitsgemeinschaft »Bedingungsloses Grundeinkommen« glaubt, 
die Entscheidung habe »mit der kritischen Einstellung des Zentrums zu tun. Wir haben immer gegen 
Schließungen von Kindergärten und anderen Einrichtungen demonstriert, jetzt will man uns 
deswegen bestrafen.« Carsten Schatz, Schatzmeister des Landesvorstandes, bezeichnet den 
Vorwurf als »Unsinn«. Linke Politik und Arbeit könne man schließlich auch ohne die Räumlichkeiten 
in Wedding machen.

Das Zentrum sei finanziell nicht mehr tragbar, da geplant sei, weitere Geschäftsstellen in Steglitz-
Zehlendorf und Charlottenburg-Wilmersdorf zu eröffnen. Der Bezirksverband Mitte habe Räume im 
Karl-Liebknecht-Haus und derzeit noch im Linkstreff. Davon einen Standort zu schließen, um auch in 
anderen Bezirken präsent zu werden, sei die logische Konsequenz.

Der Mietvertrag wurde im Dezember zum 1. April dieses Jahres gekündigt. Die Mitarbeiter erfuhren 
allerdings erst Wochen später über Dritte von der Schließung. Werner Schulten ist wütend über die 
Art und Weise, wie mit den Ehrenamtlichen umgegangen wurde. »Wir wurden weder informiert, noch 
hat man sich mit uns um andere Lösungen bemüht.«

Mit einem offenen Brief werden jetzt Unterschriften gesammelt. Der Linkstreff hegt noch Hoffnung, 
den Beschluss zu kippen. Der Landesvorstand allerdings sagt, eine andere Lösung sei nicht 
möglich.
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